






























1) Die Verwaltung wird beauftragt, alle für die Vorbereitung der beabsichtigten Vergabe eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags über die Erbringung der öffentlichen Personenverkehrsdienste 
im Linienbündel „Stadtverkehr Pforzheim“ für den Zeitraum ab 14.12.2026 bis zum 13.12.2036 
zuzüglich einer Verlängerungsoption für den Linienverkehr in Los 1 zugunsten der Stadt über 
maximal fünf weitere Jahre gemäß Art. 5 Absatz 3 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlichen 
Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen und insbesondere 

-  im Dezember 2024 im Anschluss an diesen Beschluss die am 12.06.2024 im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlichte Vorabbekanntmachung nach Art. 7 Absatz 2 VO (EG) 
1370/2007 zu aktualisieren, 

-  die Drei-Monatsfrist gemäß § 8a Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 12 Abs. 6 Satz 1 
Personenbeförderungsgesetz auszulösen und dafür 

-  das beiliegende ergänzende Dokument einschließlich Anlagen auf der Internetseite der Stadt 
zu veröffentlichen. 

2) Die Verwaltung wird beauftragt, nach Ablauf der Drei-Monatsfrist gemäß § 8a Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 
12 Abs. 6 Satz 1 Personenbeförderungsgesetz (s. Antragsziffer 1) das Vergabeverfahren im 
Linienbündel „Stadtverkehr Pforzheim“ entsprechend einzuleiten, durchzuführen und den Zuschlag 



auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. Als wirtschaftlichstes Angebot gilt das Angebot mit 
dem niedrigsten Zuschussbedarf. Die Verwaltung wird zudem ermächtigt, die Eignungskriterien 
festzulegen. 

3) Die Verwaltung wird ermächtigt, Änderungen am beiliegenden ergänzenden Dokument 
einschließlich Anlagen in eigener Verantwortung vorzunehmen, sofern die Grundzüge der Planung 
nicht wesentlich verändert werden. 

  






























